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Information der Kassen über die rechtlichen Rahmenbedingungen der Wirksamkeit 
von Satzungsänderungen 

 

Terminierung von Verwaltungsratssitzungen 2017 unter Berücksichtigung der kassen-

individuellen Bekanntmachungsfristen 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

regelmäßig zum Jahresende stehen Satzungsänderungen mit finanzwirtschaftlichen Auswir-

kungen (z.B. Änderung des Zusatzbeitragssatzes) oder belastenden Regelungen (z.B. Re-

duzierung von Satzungsleistungen) mit Wirkung für das Folgejahr zur Genehmigung an. 

 

Damit die Satzungsänderungen ordnungsgemäß wirksam werden können, sind nach erfolg-

ter Genehmigung die jeweiligen kassenindividuellen Bekanntmachungsfristen zu beachten.  

Die reibungslose Abwicklung des Verfahrens setzt voraus, dass zum einen Verwaltungsrats-

sitzungen rechtzeitig terminiert werden und zum anderen die zur Genehmigung erforderli-

chen Unterlagen zeitnah, vollständig und formgerecht vorliegen. 

 

Wir möchten Sie daher bereits heute darum bitten, Ihre Verwaltungsratssitzung so zu termi-

nieren, dass die zur Genehmigung der Satzungsänderung erforderlichen Unterlagen (Sat-

zungsbeschluss, Erklärung / Protokoll der Verwaltungsratssitzung) bis spätestens 

20. Dezember 2017 beim Bundesversicherungsamt vorgelegt werden können. 

 

Sofern der Satzungsnachtrag erst nach dem 20. Dezember 2017 zur Genehmigung hier ein-

gereicht wird, kann nicht garantiert werden, dass das Genehmigungsverfahren so zeitnah 
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zum Abschluss gebracht werden kann, dass eine rechtzeitige öffentliche Bekanntmachung 

zum 1. Januar 2018 realisierbar ist. 

 

Vor diesem Hintergrund bitten wir ggf. um Überprüfung Ihrer Bekanntmachungsregelung, 

z.B. Verzicht auf lange Aushangfristen. Hierzu und zu den Einzelheiten kommen Sie gerne 

auf uns zu. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

gez. Beckschäfer 

 


